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Amtsblatt 
für den Kreis Soest 

  

 

13. Jahrgang Soest, 1. Juni 2023 Nummer 11 
    

Öffentliche Bekanntmachung 
 
 
 

Tierseuchenbehördliche Allgemeinverfügung Nr. 6 
zum Schutz gegen die Amerikanische Faulbrut der Bienen 

 
 
Aufgrund Artikel 170 der Verordnung (EU) 2016/429 in Verbindung mit § 3 
Bienenseuchenverordnung (BienSeuchV) werden nachstehende Maßnahmen bekannt 
gegeben und verfügt: 
 

I. 
Restriktionsgebiet 

 
1. In der Stadt Lippstadt ist seit dem 17.04.2023 mehrfach der Ausbruch der Amerikanischen 

Faulbrut amtlich festgestellt worden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

http://www.kreis-soest.de/politik_verwaltung/verwaltung/bekanntmachungen/amtsblatt/amtsblatt.php
http://www.kreis-soest.de/politik_verwaltung/verwaltung/bekanntmachungen/amtsblatt/amtsblatt.php
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2. Es wird das Gebiet um den Primärausbruch mit einem Radius von zweieinhalb Kilometern 

als Untersuchungsgebiet (verdächtiges Gebiet) festgelegt. Das Untersuchungsgebiet ist in 
dem folgenden Kartenausschnitt als Linie mit folgenden Grenzen dargestellt: 
 

Karte 

 
Detailansicht über Link 

https://visualgeoserver.fli.de/visualize-this-map/6A6D5A7446C1DD8A840EAE4A7E6D07B1720E3376BA76FC1BF750764049E081D7
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3. Die Besitzer von Bienenvölkern im Untersuchungsgebiet (verdächtiges Gebiet) haben 

Ihre Bienenstände unverzüglich unter Angabe des Standortes und der Völkerzahl beim 
Veterinärdienst des Kreises Soest zu melden (Tel.: 02921 30-2195,  Email: 
vet.leb@kreis-soest.de).  

4. Die sofortige Vollziehung dieser Maßnahmen wird angeordnet, soweit nicht bereits kraft 
Gesetzes die aufschiebende Wirkung aufgehoben ist. 
 

5. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tage nach der Veröffentlichung in Kraft und gilt so lange, 
bis ich sie wieder aufhebe.  

 
II. 

Hinweise 
 
Gemäß § 4 Bienenseuchen-Verordnung (BienSeuchV) sind die Besitzer von Bienenvölkern 
und Bienenständen im Untersuchungsgebiet (verdächtiges Gebiet) oder ihre Vertreter 
verpflichtet, zur Durchführung von Untersuchungen oder Behandlungen der Bienenvölker und 
Bienenstände die erforderliche Hilfe zu leisten. 
 
Ordnungswidrigkeiten: Wer vorsätzlich oder fahrlässig den Vorschriften zur Bekämpfung der 
Amerikanischen Faulbrut zuwiderhandelt, handelt ordnungswidrig. Die Ordnungswidrigkeit 
kann mit einer Geldbuße bis zu 30.000 Euro geahndet werden. (§ 32 Abs. 1 Nr. 4 
Tiergesundheitsgesetz) 
 

III. 
Begründung 

 
Bei der Amerikanischen Faulbrut handelt es sich um eine anzeigepflichtige Tierseuche, die für 
den Menschen zwar eine ungefährliche, bakterielle Krankheit darstellt, sich aber schnell von 
Bienenvolk zu Bienenvolk verbreiten und dabei Tierverluste zur Folge haben kann. Dies ist 
insbesondere dann der Fall, wenn starke, gesunde Bienen bei geschwächten und kranken 
Bienenvölkern einfallen und deren infizierten Honig rauben.  
Bei diesem Vorgehen kommt es dazu, dass die Bienen die krankmachenden Bakterien-Sporen 
in ihren eigenen Bienenstock einschleppen. In seiner Sporenform kann der Erreger in der 
Umwelt über eine lange Zeit überleben. Zudem kann es zu einer Übertragung durch den Imker 
durch infizierte Gerätschaften kommen. Befallen wird die Bienenbrut, die sich in einer mit 
einem Wachsdeckel verschlossene Brutzelle befindet.  
 
Die Bekämpfung der Amerikanischen Faulbrut ist im EU-Recht in der Verordnung (EU) 
2016/429 geregelt. Bei der Amerikanischen Faulbrut handelt es sich um eine melde- und 
überwachungspflichtige Seuche der Kategorie D und E nach Verordnung (EU) 2018/1882 in 
Verbindung mit Verordnung (EU) 2016/429. 
 
Art. 71 der VO (EU) 2016/429 eröffnet den Mitgliedstaaten die Möglichkeit, zusätzlich zu den 
Seuchenbekämpfungsmaßnahmen nach europäischem Recht nationale Maßnahmen 
festzulegen, sofern die nationalen Maßnahmen diesem dem europäischem Recht genügen 
und zur Bekämpfung der Ausbreitung der Seuche erforderlich und verhältnismäßig ist. Die 
nationale Bienenseuchen-Verordnung (BienSeuchV) gilt somit in allen Teilen weiter, sofern sie 
nicht geringere Anforderungen als das europäische Recht stellt oder diesem widerspricht und 
die Maßnahmen erforderlich und verhältnismäßig sind. 
 
 
Zu Nrn. I 1 und I 2.: 
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Gemäß § 3 BienSeuchV kann die zuständige Behörde eine amtliche Untersuchung aller 
Bienenvölker und Bienenstände des verdächtigen Gebietes anordnen, wenn zu befürchten ist, 
dass sich die Amerikanische Faulbrut ausgebreitet hat oder ausbreitet. 
Am 17.04.2023, 05.05.2023 und 16.05.2023 wurden die Ausbrüche der Amerikanischen 
Faulbrut in Lippstadt amtlich festgestellt. Weitere Untersuchungen in den ausgewiesenen 
Schutzzonen (Sperrbezirke) lassen befürchten, dass sich die Amerikanische Faulbrut im 
Umfeld der Schutzzonen ausgebreitet hat. Die epidemiologischen Ermittlungen sind hierbei 
noch nicht abgeschlossen. 
 
Zu Nr. I 3:  
Gemäß § 5 b in Verbindung mit § 3 BienSeuchV kann ich anordnen, dass Besitzer von 
Bienenvölkern in einem verdächtigen Gebiet ihre Bienenstände unter Angabe ihres Standortes 
anzuzeigen haben. 
Zur Bekämpfung der Amerikanischen Faulbrut und zur Feststellung, wie weit die 
Amerikanische Faulbrut sich bereits ausgebreitet hat, ist es erforderlich, einen aktuellen 
Überblick über alle im Untersuchungsgebiet (verdächtiges Gebiet) befindlichen Bienenstände 
und –völker zu erhalten. Aus diesem Grund ist die Anordnung der Meldung der Bienenstände 
im Untersuchungsgebiet (verdächtiges Gebiet) das einzig geeignete, erforderliche und 
angemessene Mittel, um einen Gesamtüberblick über die Bienenpopulation im 
Untersuchungsgebiet (verdächtiges Gebiet) zu erhalten. 
 
Zu Nr. I 5:  
Auf Grundlage der §§ 41 Abs. 4 Satz 4, 43 Abs. 1 VwVfG kann als Zeitpunkt der Bekanntgabe 
und damit des Inkrafttretens einer Allgemeinverfügung der Tag, der auf die Bekanntmachung 
folgt, festgelegt werden. Von dieser Möglichkeit habe ich zur Verhütung der Weiterverbreitung 
der Amerikanischen Faulbrut Gebrauch gemacht.  
 
Bei jeder einzelnen der getroffenen Seuchenbekämpfungsmaßnahme bin ich zu dem Ergebnis 
gekommen, dass die Maßnahme geeignet, erforderlich und angemessen und damit 
verhältnismäßig ist, um die Amerikanische Faulbrut zu bekämpfen.  

 
IV. 

Begründung der Anordnung der sofortigen Vollziehung: 
(zu Nr. I 4) 

 
Nach § 37 TierGesG hat die Anfechtung bestimmter Anordnungen keine aufschiebende 
Wirkung. Nach § 80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO kann die sofortige Vollziehung für sonstige 
Anordnungen im besonderen öffentlichen Interesse angeordnet werden. Diese Voraussetzung 
liegt hier vor, da die Ausbreitung der Amerikanischen Faulbrut und somit die Gefahr von 
tiergesundheitlichen wie auch wirtschaftlichen Folgen sofort unterbunden werden muss. Es 
besteht ein besonderes öffentliches Interesse daran, dass die Festlegung der Zone und die 
damit einhergehenden notwendigen Seuchenbekämpfungsmaßnahmen schnellstmöglich 
wirksam und durchsetzbar werden.  
 
Käme es hierbei zu einer zeitlichen Verzögerung durch Rechtsmittel mit aufschiebender 
Wirkung, würde die Verbreitung der Amerikanischen Faulbrut begünstigt oder könnte eine 
bereits stattgefundene Verschleppung erst verspätet erkannt werden. Dadurch würden den 
betroffenen empfänglichen Tieren erhebliche, letztlich vermeidbare Leiden und Schäden sowie 
den Halterinnen und Haltern erhebliche wirtschaftliche Schäden zugefügt werden. 
 
Im Interesse einer effektiven Tierseuchenbekämpfung überwiegt das besondere öffentliche 
Interesse daran, dass auch während eines Rechtsmittelverfahrens die erforderlichen 
Seuchenbekämpfungsmaßnahmen durchgeführt werden können. Die Maßnahmen dienen 
dem Schutz sehr hoher Rechtsgüter. Die Gefahr der Weiterverbreitung der Seuche und der 
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damit verbundene wirtschaftliche Schaden sind höher einzuschätzen als persönliche 
Interessen an der aufschiebenden Wirkung als Folge eines eingelegten Rechtsbehelfs. 
 

V. 
Rechtsgrundlagen 

 

• Verordnung (EU) 2016/429 zu Tierseuchen und zur Änderung und Aufhebung einiger 
Rechtsakte im Bereich der Tiergesundheit (VO (EU) 2016/429) 

• Durchführungsverordnung (EU) 2018/1882 über die Anwendung bestimmter 
Bestimmungen zur Seuchenprävention und -bekämpfung auf Kategorien gelisteter 
Seuchen und zur Erstellung einer Liste von Arten und Artengruppen, die ein erhebliches 
Risiko für die Ausbreitung dieser gelisteten Seuchen darstellen (VO (EU) 2018/1882) 

• Bienenseuchen-Verordnung (BienSeuchV)  

• Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO)  

• Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) 

• Verordnung über Zuständigkeiten im Anwendungsbereich des Tiergesundheitsgesetzes 
und des Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsgesetzes sowie zur Übertragung von 
Ermächtigungen zum Erlass von Tierseuchenverordnungen (Zuständigkeitsverordnung 
Tiergesundheit und Tierische Nebenprodukte (ZustVO TierGesG TierNebG NRW) 
 
in der jeweils gültigen Fassung 

 
VI. 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Sie können gegen diese Verfügung Klage erheben. Dabei müssen Sie Folgendes beachten:  
 
Sie müssen Ihre Klage  

• innerhalb eines Monats, nachdem die Verfügung bekannt gemacht wurde  

• beim Verwaltungsgericht Arnsberg  
erheben.  
 
Ihre Klage hat keine aufschiebende Wirkung. Das bedeutet: Sie müssen meiner Forderung 
zunächst auch dann nachkommen, wenn Sie Klage erheben.  
 
Ich kann die sofortige Vollziehung dieser Verfügung auf Ihren Antrag aussetzen. 
 
Das Verwaltungsgericht in Arnsberg kann die aufschiebende Wirkung der Klage auf Ihren 
Antrag wiederherstellen. Der Antrag ist beim Verwaltungsgericht in 59821 Arnsberg, 
Jägerstraße 1, zu stellen. Diesem sollen zwei Abschriften des Schriftsatzes beigefügt werden.  
Der Antrag kann aber auch bei der Geschäftsstelle des Verwaltungsgerichts in Arnsberg zu 
Protokoll gegeben werden. 
 
Soest, 31.05.2023 
 
Kreis Soest – Die Landrätin 
 
gez. Eva Irrgang 
Landrätin 

 

 
 


